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Vorblatt 


Gesetz zur Errichtung einer Stiftung 
„Hilfswerk für behinderte Kinder" 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses 
für Jugend, Familie und Gesundheit) 


A. Problem 

Die Folgen der Contergan-Katastrophe bedürfen einer Rege- 
lung. Ferner sind zusätzliche Hilfsmaßnahmen für alle behin- 
derten Kinder erforderlich. ' 


B. Lösung 

Errichtung einer öffentlich-rechtlichen Stiftung, die Leistungen 
an die sogenannten contergangeschädigten Kinder erbringt 
und außerdem Einrichtungen fördert, die allen behinderten 
Kindern dienen. 


C. Alternativen 

Beschränkung auf die Regelung der Contergan-Schadensfälle. 

D. Kosten 

Der Bund wird sich mit 100 Millionen DM an dem Stiftungs- 
vermögen beteiligen. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit 

(12. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Errichtung einer nationalen Stiftung „Hilfswerk 
für das behinderte Kind" 

— Drucksache VI/926 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Dr. Henze und Koenig 


i. 

Die Bundesregierung legte am 9. Juni 1970 den 
Entwurf eines Gesetzes über die Errichtung einer 
nationalen Stiftung „Hilfswerk für das behinderte 
Kind" vor. Dem Entwurf sind die . Stellungnahme 
des Bundesrates und die Gegenäußerung der Bun- 
desregierung zu der Stellungnahme des Bundes- 
rates beigefügt. 

Der Gesetzentwurf wurde in der 58. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 16. Juni 1970 behan- 
delt. Am Schluß der Debatte wurde er federführend 
an den Ausschuß für Jugend, Familie und Gesund- 
heit und zur Mitberatung an den Rechtsausschuß, 
den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung und 
den Haushaltsausschuß (gemäß § 96 GO) überwie- 
sen. 

Der federführende Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit hat die Vorlage in folgenden Sit- 
zungen beraten: 

14. Sitzung am 17. September 1970 
16. Sitzung am 24. September 1970 
22. Sitzung am 5. November 1970 

(gemeinsame Sitzung mit dem Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialordnung 
— Anhörung von Sachverständigen) 

27. Sitzung am 17. Dezember 1970 

28. Sitzung am 21. Januar 1971 
44. Sitzung am 13. Mai 1971 

46. Sitzung am 9. Juni 1971 

47. Sitzung am 14. Juni 1971 


Die mitberatenden Ausschüsse haben die Vor- 
lage in folgenden Sitzungen beraten: 

Recht saus schuß — 

19. Sitzung am 17. September 1970 

21. Sitzung am 8. Oktober 1970 

22. Sitzung am 15. Oktober 1970 

25. Sitzung am 13. November 1970 

26. Sitzung am 3. Dezember 1970 
28. Sitzung am 10. Dezember 1970 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung — 

26. Sitzung am 17. September 1970 

35. Sitzung am 5. November 1970 

(gemeinsame Sitzung mit dem 
federführenden Ausschuß) 

39. Sitzung am 9. Dezember 1970 

Finanzausschuß (gutachtlich auf Anregung des 
Rechtsausschusses) — 

28. Sitzung am 21. Januar 1971. 

Der Haushaltsausschuß wird seinen Bericht gemäß 
§ 96 GO gesondert vorlegen. 

In der Sachverständigenanhörung am 5. November 
1970 wurden folgende Verbände angehört: 

1. Bundesarbeitsgemeinschaft Hilfe für Behinderte 

2. Bundesverband der Eltern körperbeschädigter 
Kinder e. V. — Contergankinder-Hilfswerk — 
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3. Bundesarbeitsgemeinschaft der freien Wohl- 
fahrtspflege e. V. 

4. Deutscher Verein für öffentliche und private 
Fürsorge 

5. Deutsche Vereinigung für die Rehabilitation Be- 
hinderter e. V. 

6. Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen 
Träger der Sozialhilfe 

7. Reichsbund der Kriegs- und Zivilbeschädigten, 
Sozialrentner und Hinterbliebenen e. V. 

8. Verband der Kriegsbeschädigten, Kriegshinter- 
bliebenen und Sozialrentner Deutschlands e. V. 

In der Sitzung des Rechtsausschusses am 10. De- 
zember 1970 wurde Rechtsanwalt Dr. Dr. Schreiber, 
der im Contergan-Prozeß als Nebenkläger aufgetre- 
ten ist und als Vertreter der geschädigten Kinder 
mit der Firma Chemie Grünenthal einen Vergleich 
(Zahlung von 100 Millionen DM an die Kinder) ge- 
schlossen hat, zu dem Gesetzentwurf gehört. 

Aus der Vielzahl der Sitzungen geht hervor, daß 
die Ausschußmitglieder sich mit großer Sorgfalt 
mit dem Gesetzentwurf beschäftigt haben, um eine 
für alle Beteiligten gute Lösung zu finden. 

Eine interfraktionelle Arbeitsgruppe erarbeitete 
nach den Beschlüssen des federführenden und der 
mitberatenden Ausschüsse in Zusammenarbeit mit 
dem Bundesministerium der Justiz eine Neufassung 
des Gesetzentwurfs, der mit geringfügigen Ände- 
rungen in der Sitzung des Ausschusses für Jugend, 
Familie und Gesundheit am 13. Mai 1971 angenom- 
men wurde. In dieser Form ist er Teil des Berichtes. 

In der Sitzung am 9. Juni 1971 verabschiedete der 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit ein- 
stimmig einen Entschließungsantrag, der ebenfalls 
Teil des Berichtes ist. 

II. 

Der Regierungsentwurf geht von der Vorausset- 
zung aus, daß sich alle geselschaftlich relevanten 
Kräfte an der Finanzierung der Stiftung beteiligen 
werden, so daß diese über ein erhebliches Kapital 
verfügen wird, und der Schwerpunkt praktisch und 
finanziell weniger auf der Abwicklung der sog. 
Contergan-Schadensfälle als vielmehr auf den Hilfen 
für alle behinderten Kinder liegen wird. Diese Hoff- 
nung hat sich — jedenfalls bisher — nicht erfüllt, 
so daß der Gesetzgeber im Zeitpunkt der Verab- 
schiedung des Gesetzes davon ausgehen muß, daß 
lediglich 200 Millionen DM zuzüglich Zinsen zur 
Verfügung stehen, von denen 150 Millionen DM 
zuzüglich Zinsen ausschließlich für die sog. Conter- 
gan-Kinder bestimmt sind. 

Der Ausschuß hat das Gesetz diesen — derzeitigen 
— Realitäten angepaßt. Er hat zunächst die Über- 
schrift geändert und in § 2 (Stiftungszweck) die 
Hilfe für die sog. Contergan-Kinder in den Vorder- 
grund gestellt. Ferner hat er den Aufbau des Geset- 
zes geändert: Der Teil I enthält nunmehr im we- 
sentlichen nur die organisatorischen Vorschriften. 
Der Teil II regelt (wie bisher) die Leistungen an 
die sog. Contergan-Kinder. Teil III beinhaltet die 


Hilfen für die Gesamtheit der behinderten Kinder. 
Im Regierungsentwurf standen diese Regelungen 
im Mittelpunkt des Teiles I. Der Ausschuß hat davon 
abgesehen, individuelle Leistungen an andere be- 
hinderte Kinder als sog. Contergan-Kinder vorzu- 
sehen (§ 7 Abs. 1 Nr. 1 des Regierungsentwurfs). 
Individualhilfen als Kann-Leistungen widersprechen 
allgemeinen Grundsätzen unseres heutigen Sozial- 
rechts. Außerdem würde eine solche Vorschrift an- 
gesichts der beschränkten Mittel bei allen behin- 
derten Kindern große Erwartungen und Hoffnungen 
wecken, die nicht erfüllt werden könnten. Der Aus- 
schuß hält es für richtiger, statt dessen eine Verbes- 
serung der Leistungen nach den allgemeinen Sozial- 
leistungsgesetzen, insbesondere nach dem Bundes- 
sozialhilfegesetz, anzustreben. Aus diesem Grunde 
hat er den in Nummer 2 des Ausschußantrags ent- 
haltenen Entschließungsantrag beschlossen. 

III. 

Im organisatorischen Teil des Gesetzes ist der 
Ausschuß davon ausgegangen, daß die insoweit er- 
forderlichen Regelungen nicht in dem weiten Um- 
fang, wie es der Regierungsentwurf vorsieht, der 
Satzung überlassen werden sollten. Er hat deshalb 
verschiedene zusätzliche Bestimmungen in das Ge- 
setz aufgenommen. Ferner ist der Ausschuß der Auf- 
fassung, daß die Zusammensetzung des Stiftungs- 
rates im Gesetz möglichst genau festgelegt werden 
sollte, um spätere Schwierigkeiten zu vermeiden. 
Schließlich ist der Ausschuß der Meinung, daß die 
Auswahl und Bestellung der Vorstandsmitglieder 
nicht ausschließlich dem Stiftungsrat überlassen wer- 
den sollte. Er hat deshalb der Bundesregierung in- 
soweit einen entscheidenden Einfluß eingeräumt. 
Diesen Erwägungen tragen die §§ 5 bis 10 in ihrer 
jetzigen Fassung Rechnung. 

IV. 

1. Der Teil II des Gesetzes (Leistungen wegen Con- 
tergan-Schadensfällen) behält im wesentlichen 
das Leistungssystem des Regierungsentwurfs bei. 
Der Leistungsrahmen für die Renten wurde er- 
höht, während der Höchstbetrag für die Kapital- 
entschädigungen herabgesetzt wurde. Die Aus- 
schußmitglieder waren der einmütigen Auffas- 
sung, daß auf diese Weise den Betroffenen mehr 
geholfen werden kann. Außerdem wurden die 
Beihilfen für die Kinder gestrichen. Bei der Fest- 
setzung der Höhe der Leistungen mußte der Aus- 
schuß berücksichtigen, daß die Zahl der an- 
spruchsberechtigten Kinder voraussichtlich nicht, 
wie im Regierungsentwurf vorausgesetzt, etwa 
2000, sondern mindestens 2500 betragen wird. 

2. Der Ausschuß hat in diesem Zusammenhang er- 
örtert, ob analog zum Bundesversorgungsgesetz 
auch in diesem Gesetz bei der Festsetzung von 
Leistungen als Bemessungsgrundlage auf die 
Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE) abge- 
stellt werden sollte. Er kam jedoch übereinstim- 
mend zu dem Ergebnis, daß eine solche Rege- 
lung im Gesetz nicht getroffen werden kann, 
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sondern der Prüfung bei der Aufstellung der 
Vergaberichtlinien Vorbehalten bleiben muß. 
Es soll jedoch angestrebt werden, den Begriff 
„MdE" auch in die Vergaberichtlinien aufzu- 
nehmen, um so zugleich eine Grundlage für die 
Festsetzung von Leistungen nach anderen Geset- 
zen, insbesondere nach dem Bundesversorgungs- 
gesetz und den Steuergesetzen, zu haben. 

3. Es wurde ferner eingehend erörtert, ob es im 
Hinblick auf den Gleichheitssatz (Artikel 3 des 
Grundgesetzes) zulässig ist, den von der Firma 
Chemie Grünenthal GmbH für die sog. Conter- 
gan-Kinder zur Verfügung gestellten Betrag aus 
Bundesmitteln aufzustocken. Diese Frage wurde 
bejaht, weil die Contergan-Katastrophe und die 
durch sie hervorgerufenen besonderen Probleme 
und Schwierigkeiten eine Sonderregelung sach- 
lich rechtfertigen. 

4. Eine Dynamisierung der Renten ist wegen der 
beschränkten Mittel nicht möglich. Eine Erhöhung 
der Renten kommt nur — nach Bereitstellung 
zusätzlicher Mittel — im Wege einer späteren 
Gesetzesänderung in Betracht. 

5. Neu ist die Regelung des § 19 Abs. 2 Satz 2. 
Hiernach sind in einem gewissen Umfang Renten 
nach diesem Gesetz auf andere Sozialleistungen 
anzurechnen. Diese Vorschrift erschien erforder- 
lich, um wenigstens im Grundsatz an den Prin- 
zipien festzuhalten, daß insbesondere die Lei- 
stungen der Sozialhilfe subsidiär sind, und daß 
Doppelleistungen aus öffentlichen Mitteln ver- 
mieden werden sollen. Der letztgenannte Grund- 
satz ist hier allerdings nur bedingt heranzuzie- 
hen, weil die Renten nach diesem Gesetz nur teil- 
weise aus öffentlichen Mitteln gezahlt werden. 
Schon aus diesem Grunde erschien es gerecht- 
fertigt, nur eine teilweise Anrechnung vorzu- 
sehen. Als Maßstab bot sich die Grundrente nach 
dem Bundesversorgungsgesetz an. Die praktische 
Bedeutung dieser Bestimmung dürfte nicht allzu 
groß sein, weil die Unterschiede zwischen den 
Grundrenten nach dem Bundesversorgungsgesetz 


und den Renten nach diesem Gesetz verhältnis- 
mäßig gering sind und sich voraussichtlich weiter 
verringern, da die Renten nach dem Bundesver- 
sorgungsgesetz dynamisiert sind, mit ihrer lau- 
fenden Erhöhung also zu rechnen ist. 

Trotz der verhältnismäßig geringen praktischen 
Bedeutung der Regelung ist sie dennoch — auch 
unter Berücksichtigung des mit ihr möglicher- 
weise verbundenen Verwaltungsaufwandes — 
sinnvoll. Eine Beurteilung und Einstufung der 
sog, Contergan-Kinder nach den Grundsätzen 
des Bundesversorgungsgesetzes ist in jedem 
Falle zweckmäßig, weil für die nächsten Jahre 
weitere Verbesserungen im Behindertenwesen 
in Aussicht genommen sind, die voraussichtlich 
weitgehend die Maßstäbe des Bundesversor- 
gungsgesetzes zur Grundlage haben werden. 

V. 

Besonders eingehend hat sich der Ausschuß mit 
der Regelung des § 4 Abs. 2 befaßt (Annahme von 
Zuwendungen Dritter). Nach Anhörung der Ver- 
bände der Freien Wohlfahrtspflege und entsprechen- 
der Eingaben waren die Ausschußmitglieder sich 
darüber einig, daß die Stiftung zwar berechtigt sein 
soll, Zuwendungen von dritter Seite anzunehmen, 
daß sie aber nicht selbst zu öffentlichen Sammlungen 
und Spenden aufrufen sollen. Hiervon unberührt 
bleibt ein etwaiger einmaliger Aufruf des Herrn 
Bundespräsidenten bei der Verkündung dieses Ge- 
setzes. Es kann nicht Sinn der Stiftung sein, die 
Arbeit der seit Jahrzehnten erfolgreich wirkenden 
Organisationen der Freien Wohlfahrtspflege, die auf 
Spenden angewiesen sind, wenn sie ihre Arbeit in 
dem bisherigen Umfang fortsetzen wollen, dadurch 
zu erschweren, daß ein Teil der bisher ihnen zuflie- 
ßenden Spenden jetzt der öffentlich-rechtlichen Stif- 
tung zukommt. 

Namens des Ausschusses für Jugend, Familie und 
Gesundheit bitten wir das Hohe Haus, dem Gesetz- 
entwurf in der vom Ausschuß erarbeiteten Fassung 
zuzustimmen. 


Bonn, den 14. Juni 1971 


Frau Dr. Henze und Koenig 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/926 — in 
der anliegenden Fassung anzunehmen; 

2. folgenden Entschließungsantrag anzunehmen: 

Der Deutsche Bundestag hält weitere gesetzliche 
Initiativen zur Verbesserung der Leistungen an 
Behinderte für erforderlich mit dem Ziel, sie 
gleichzustellen. 

Die Bundesregierung wird daher aufgefordert zu 
prüfen und dem Deutschen Bundestag zu berich- 
ten, welche Möglichkeiten hierzu unter Einbe- 
ziehung aller Sozialleistungsgesetze bestehen. 
.Diese Prüfung sollte auch die Verbesserung aller 
Möglichkeiten der Errichtung von Institutionen 
in der Rehabilitation umfassen. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, so bald 
wie möglich als ersten Schritt einen Gesetzent- 


wurf zur Verbesserung der Hilfen für Behinderte 
nach dem Bundessozialhilfegesetz vorzulegen. 

Dieser Gesetzentwurf sollte insbesondere ent- 
halten: 

a) eine Verbesserung der Leistungen im Rahmen 
der Eingliederungshilfe für Behinderte; 

b) eine Verbesserung der Hilfe zur Pflege und 
ihre Angleichung für besonders schwerbehin- 
derte Personen an die für die Blinden gelten- 
den Regelungen; 

c) eine Verbesserung der Bestimmungen über 
die Einkommensfreigrenzen zugunsten der 
Behinderten und ihrer Angehörigen; 

d) eine Verbesserung der Bestimmungen über 
den Kostenersatz zugunsten der Behinderten 
und ihrer Angehörigen; 

3. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 14. Juni 1971 


Der Ausschuß für Jugend, 
Familie und Gesundheit 


Hauck 

Vorsitzender 


Frau Dr. Henze und Koenig 

Berichterstatter 
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Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Errichtung einer Stiftung „Hilfswerk für behinderte 

Kinder" 


TEIL I 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Errichtung und Sitz 

(1) Unter dem Namen „Hilfswerk für behinderte 
Kinder" wird eine rechtsfähige Stiftung des öffent- 
lichen Rechts errichtet. Die Stiftung gilt als mit dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes entstanden. 

(2) Der Sitz der Stiftung wird in der Satzung fest- 
gelegt. 

§ 2 

Stiftungszweck 

Zweck der Stiftung ist es, 

1. Leistungen an Behinderte zu erbringen, deren 
Fehlbildungen mit der Einnahme thalidomid- 
haltiger Präparate der Firma Chemie Grünenthal 
GmbH in Stolberg durch die Mutter während der 
Schwangerschaft in Verbindung gebracht werden 
können; 

2. Behinderten, vor allem solchen unter 21 Jahren, 
durch Förderung von Einrichtungen, Forschungs- 
und Erprobungsvorhaben Hilfe zu gewähren, um 
ihre Eingliederung in die Gesellschaft zu fördern. 

§ 3 

Gemeinnützigkeit, Mildtätigkeit 

Die Stiftung verfolgt unmittelbar und ausschließ- 
lich gemeinnützige und mildtätige Zwecke im Sinne 
der §§17 und 18 des Steueranpassungsgesetzes vom 
16. Oktober 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 925), zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Änderung des Geset- 
zes über die Finanzverwaltung, der Reichsabgaben- 
ordnung und anderer Steuergesetze vom 23. April 
1963 (Bundesgesetzbl. I S. 197), und der Gemeinnüt- 
zigkeitsverordnung vom 24. Dezember 1953 {Bun- 
desgesetzbl. I S. 1592). 

§ 4 

Stiftungsvermögen 

(1) Die Stiftung wird mit folgendem Vermögen 
ausgestattet: 


1. 100 Millionen Deutsche Mark, die der Bund nach 
Maßgabe der im Bundeshaushalt ausgebrachten 
Mittel zur Verfügung stellt; 

2. 100 Millionen Deutsche Mark zuzüglich Zinsen, 
zu deren Zahlung sich die Firma Chemie Grünen- 
thal GmbH in Stolberg gegenüber den Geschä- 
digten durch Vertrag vom 10. April 1970 ver- 
pflichtet hat, einschließlich der Erträge des be- 
reits geleisteten Teilbetrages. 

(2) Die Stiftung ist berechtigt, Zuwendungen von 
dritter Seite anzunehmen. 

§ 5 

Satzung 

Die Stiftung erhält eine Satzung, die vom Stif- 
tungsrat {§ 6 Nr. 1, § 7) mit den Stimmen der Mehr- 
heit seiner Mitglieder beschlossen wird und der 
Genehmigung der Bundesregierung bedarf. Der Stif- 
tungsrat kann die Satzung mit Genehmigung der 
Bundesregierung ändern. 

§ 6 

Organe der Stiftung 

Organe der Stiftung sind 

1. der Stiftungsrat, 

2. der Stiftungsvorstand. 

§ 7 

Stiftungsrat 

(1) Der Stiftungsrat besteht aus höchstens fünf- 
zehn Mitgliedern. Drei Mitglieder werden von der 
Bundesregierung benannt. Die weiteren Mitglieder 
werden von der Bundesregierung berufen, und zwar 
drei Mitglieder auf Vorschlag von in § 2 bezeich- 
neten Personen oder ihren Eltern, zwei Mitglieder 
aus dem Kreis und auf Vorschlag der Verbände der 
freien Wohlfahrtspflege, zwei Mitglieder aus dem 
Kreis und auf Vorschlag der auf Bundesebene be- 
deutsamen überörtlichen Behindertenorganisationen, 
zwei Mitglieder aus dem Kreis und auf Vorschlag 
der überörtlichen Träger der Sozialhilfe und ein 
Mitglied aus dem Kreis und auf Vorschlag der ört- 
lichen Träger der Sozialhilfe. Bis zu zwei weitere 
Mitglieder kann die Bundesregierung aus dem Kreis 
der Spender berufen. 
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(2) Der Stiftungsrat wählt seinen Vorsitzenden 
und dessen Stellvertreter. Der Vorsitzende wird aus 
den von der Bundesregierung benannten Mitglie- 
dern gewählt. 

(3) Die Amtszeit der Mitglieder des Stiftungsrates 
und ihrer Stellvertreter beträgt vier Jahre. Scheidet 
ein Mitglied oder Stellvertreter vorzeitig aus r wird 
für den Rest seiner Amtszeit ein Nachfolger be- 
nannt oder berufen. Wiederholte Bestellung ist zu- 
lässig. 

(4) Die Mitglieder des Stiftungsrates sind ehren- 
amtlich tätig; sie haben Anspruch auf Ersatz ihrer 
notwendigen Auslagen. 

1 (5) Der Stiftungsrat gibt sich eine Geschäftsord- 
nung. 

(6) Beschlüsse nach Absatz 2 und Absatz 5 faßt 
der Stiftungsrat mit einfacher Mehrheit; er ist be- 
schlußfähig, wenn die Hälfte der Mitglieder anwe- 
send ist. Die weiteren Regelungen über erforderliche 
Mehrheiten und Beschlußfähigkeit trifft die Satzung. 

(7) der Stiftungsrat stellt Richtlinien für die Ver- 
wendung der Mittel auf, soweit die Verwendung 
nicht bereits durch dieses Gesetz festgelegt ist; diese 
Richtlinien bedürfen der Genehmigung des Bundes- 
ministers für Jugend, Familie und Gesundheit. 

(8) Der Stiftungsrat beschließt über alle grund- 
sätzlichen Fragen, die zum Aufgabenbereich der Stif- 
tung gehören. Er überwacht die Tätigkeit des Stif- 
tungsvorstandes. Das Nähere regelt die Satzung. 

§ 8 

Stiftungs Vorstand 

(1) Der Stiftungsvorstand besteht aus dem Vor- 
sitzenden und höchstens zwei weiteren Mitgliedern. 

(2) Die Mitglieder des Stiftungsvorstandes und 
ihre Stellvertreter werden von der Bundesregierung 
mit Zustimmung des Stiftungsrates bestellt. 

(3) Der Stiftungsvorstand führt die Beschlüsse des 
Stiftungsrates aus und führt die Geschäfte der Stif- 
tung. Er vertritt die Stiftung gerichtlich und außer- 
gerichtlich. 

(4) Das Nähere regelt die Satzung. 

§ 9 

Inanspruchnahme des Bundesverwaltungsamtes 

Die Stiftung kann bei der Erfüllung ihrer Auf- 
gaben kostenfrei die Unterstützung des Bundesver- 
waltungsamtes in Anspruch nehmen; Art und Um- 
fang der Inanspruchnahme bestimmt der Bundes- 
minister für Jugend, Familie und Gesundheit im 
Einvernehmen mit dem Bundesministers des Innern. 


§ 10 

Aufsicht, Haushalt, Rechnungsprüfung 

(1) Die Stiftung untersteht der Aufsicht des Bun- 
desministers für Jugend, Familie und Gesundheit. 

(2) Die Stiftung hat rechtzeitig vor Beginn eines 
jeden Geschäftsjahres einen Haushaltsplan aufzu- 
stellen. Der Haushaltsplan bedarf der Genehmigung 
des Bundesministers für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit. Das Nähere regelt die Satzung. 

(3) Rechnungsprüfungsbehörde ist der Bundes- 
rechnungshof. 


TEIL II 

Leistungen wegen Contergan-Schadensfällen 
(§ 2 Nr. 1) 

§ 11 

Finanzielle Ausstattung 

Für Leistungen nach diesehi Teil des Gesetzes 
sind der in § 4 Abs. 1 Nr. 2 genannte Betrag sowie 
weitere 50 Millionen Deutsche Mark zuzüglich der 
hierauf entfallenden Erträgnisse zu verwenden. 

§ 12 

Leistungsberechtigte 

Leistungen wegen Fehlbildungen, die mit der 
Einnahme thalidomid-haltiger Präparate der Firma 
Chemie Grünenthal GmbH in Stolberg durch die 
Mutter während der Schwangerschaft in Verbindung 
gebracht werden können, werden gewährt 

1. an die Behinderten, die bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes leben, und nach Maßgabe des § 13 
Abs. 5 Satz 2 an deren Erben; 

2. an die Eltern der bei Inkrafttreten des Gesetze^ 
verstorbenen Behinderten. 

§ 13 

Art und Umfang der Leistungen an Behinderte 

(1) Den in § 12 Nr. 1 genannten Personen stehen 
als Leistungen Kapitalentschädigung und — vorbe- 
haltlich des Absatzes 2 Satz 3 — lebenslängliche 
Rente zu. 

(2) Die Höhe der Kapitalentschädigung und der 
Rente richtet sich nach der Schwere des Körper- 
schadens und der hierdurch hervorgerufenen Kör- 
perfunktionsstörungen. Die Kapitalentschädigung 
beträgt mindestens 1 000 Deutsche Mark und höch- 
stens 25 000 Deutsche Mark, die monatliche Rente 
mindestens 100 Deutsche Mark und höchstens 
450 Deutsche Mark. In leichten Fällen sind die Lei- 
stungen auf die Kapitalentschädigung zu beschrän- 
ken. 
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(3) Auf Antrag kann die Rente teilweise kapitali- 
siert werden, wenn dies im Interesse des Behinder- 
ten liegt. 

(4) Rentenzahlungen beginnen frühestens mit dem 
Antragsmonat. Wird der Antrag innerhalb von drei 
Monaten nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
gestellt, so wird die Rente vom Zeitpunkt des In- 
krafttretens an gewährt. 

(5) Die Ansprüche auf die in Absatz 1 genannten 
Leistungen können nicht übertragen, verpfändet 
oder gepfändet werden. Sie sind nur vererblich, 
wenn der Berechtigte von seinem Ehegatten, seinen 
Kindern oder seinen Eltern beerbt wird. 

(6) Das Nähere regelt die Satzung und die Richt- 
linien. Die Satzung trifft insbesondere Bestimmun- 
gen über die Voraussetzungen und den Umfang der 
Kapitalisierung der Rente. In den Richtlinien ist 
insbesondere zu regeln, nach welchen Maßstäben 
auf der Grundlage der zur Verfügung stehenden 
Mittel Leistungen nach diesem Teil des Gesetzes 
zu bemessen sind. 

§ 14 

Art und Umfang der Leistungen an Eltern 
verstorbener Behinderter 

Den in § 12 Nr. 2 genanten Personen sind Bei- 
hilfen zu gewähren zu den Aufwendungen, die im 
Zusammenhang mit den in diesem Teil des Gesetzes 
geregelten Schadensfällen standen, soweit sie die 
zumutbare Belastung überstiegen, Den Eltern stehen 
diejenigen Personen gleich, die an deren Stelle die 
Betreuung des Kindes übernommen hatten. 

§ 15 

Verzinsung 

Die Kapitalentschädigung nach § 13 Abs. 2 ist ab 
Antragstellung mit 6 vom Hundert jährlich zu ver- 
zinsen. 

§ 16 

Sonderregelung insbesondere für Auslandsfälle 

(1) Haben der Leistungsberechtigte oder seine ge- 
setzlichen Vertreter ihren Wohnsitz oder gewöhn- 
lichen Aufenthalt außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes, so erhalten sie Leistungen nach den 
Vorschriften dieses Gesetzes nur dann, wenn sie 
vorher schriftlich erklären, daß sie auf die Geltend- 
machung etwaiger Ansprüche gegen die Firma 
Chemie Grünenthal GmbH, deren Gesellschaften, 
Geschäftsführer und Angestellte, die auf die Ein- 
nahme thalidomid-haltiger Präparate zurückgeführt 
werden, unwiderruflich verzichten. 

(2) Auf die Leistungen nach diesem Gesetz wer- 
den Zahlungen angerechnet, die wegen der Ein- 


nahme thalidomit-haltiger Präparate bereits von 
anderen möglicherweise Verantwortlichen geleistet 
worden sind. 

§ 17 . 

Gang des Verfahrens 

(1) Leistungen werden auf Antrag gewährt, 

(2) Eine aus Mitgliedern bestehende Kommission, 
die beim Stiftungsvorstand einzurichten ist, entschei- 
det darüber, ob ein von diesem Teil des Gesetzes 
erfaßter Schadensfall vorliegt, und bewertet den 
Schaden nach Maßgabe der Richtlinien. 

(3) Der Vorsitzende der Kommission muß die 
Befähigung zum Richteramt haben; im übrigen setzt 
sich die Kommission aus medizinischen Sachverstän- 
digen verschiedener Fachbereiche zusammen. Bei 
Bedarf können mehrere Kommissionen eingerichtet 
werden. 

(4) Die Mitglieder der Kommission werden vom 
Stiftungsrat bestellt. Die Vertreter der von diesem 
Teil des Gesetzes erfaßten Personen sind berechtigt, 
bezüglich der medizinischen Sachverständigen Vor- 
schläge zu machen. 

(5) Die Kommission hat in Zweifelsfällen vor ihrer 
Entscheidung zu der Frage, ob eine Fehlbildung im 
Sinne des § 12 vorliegt, eine gutachtliche Stellung- 
nahme einzuholen. Die Vertreter der von diesem 
Teil des Gesetzes erfaßten Personen sind berechtigt, 
Gutachter vorzuschlagen. 

(6) Der Stiftungsvorstand setzt auf Grund der 
Feststellungen der Kommission die Leistungen nach 
Maßgabe der Richtlinien fest. Er erteilt dem Antrag- 
steller einen begründeten, mit einer Rechtsmittel- 
belehrung versehenen Bescheid. 

§ 18 

Rechtsschutz 

(1) Gegen den Bescheid kann der Antragsteller 
binnen einer Notfrist von einem Monat nach Zu- 
stellung des Bescheides Klage erheben. Die Klage ist 
auch zulässig, wenn über einen Antrag binnen ange- 
messener Frist nicht entschieden ist. Ausschließlich 
zuständig ist das Landgericht, in dessen Bezirk die 
Stiftung ihren Sitz hat. 

(2) Das Verfahren richtet sich nach den Vorschrif- 
ten der Zivilprozeßordnung. Der Rechtsstreit ist auf 
Antrag als Feriensache zu erklären. 

(3) Soweit die Stiftung ermächtigt ist, nach ihrem 
Ermessen zu handeln, kann die Klage nur darauf 
gestützt werden, daß die Entscheidung rechtswidrig 
ist, weil die gesetzlichen Grenzen des Ermessens 
überschritten sind oder von dem Ermessen in einer 
dem Zweck der Ermächtigung nicht entsprechenden 
Weise Gebrauch gemacht worden ist. 
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§ 19 

Behandlung von Leistungen nach diesem Gesetz 
bei der Anwendung anderer Gesetze 

(1) Leistungen nach diesem Teil des Gesetzes 
sind einkommensteuerfrei. Ansprüche auf solche 
Leistungen gehören nicht zum sonstigen Vermögen 
im Sinne des Bewertungsgesetzes. 

(2) Bei der Ermittlung von Einkommen und Ver- 
mögen nach anderen Gesetzen, insbesondere dem 
Bundessozialhilfegesetz vom 30. Juni 1961 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 815), dem Arbeitsförderungsgesetz vom 
25. Juni 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 582) und dem 
Gesetz für Jugendwohlfahrt vom 11. August 1961 
(Bundesgesetzbl. I S. 1206) in ihrer jeweils gelten- 
den Fassung, bleiben Leistungen nach diesem Ge- 
setzt außer Betracht. Für Renten gilt dies jedoch nur 
in Höhe des Betrages, den der Behinderte als Grund- 
rente erhalten würde, wenn er nach dem Gesetz über 
die Versorgung der Opfer des Krieges (Bundesver- 
sorgungsgesetz) vom 20. Dezember 1950 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 791) in der jeweils geltenden Fassung 
versorgungsberechtigt wäre. 

§ 20 

Verhältnis zu anderen Ansprüchen 

Verpflichtungen anderer, insbesondere Unterhalts- 
pflichtiger und der Träger der Sozialhilfe oder an- 
derer Sozialleistungen, werden — vorbehaltlich des 
§19 Abs. 2 Satz 2 — durch dieses Gesetz nicht be- 
rührt. Auf Rechtsvorschriften beruhende Leistungen 
anderer, auf die kein Anspruch besteht, dürfen nicht 
deshalb versagt werden, weil nach diesem Gesetz 
entsprechende Leistungen vorgesehen sind. 

§ 21 

Ausschluß von Ansprüchen 

(1) Etwa bestehende Ansprüche der in § 12 ge- 
nannten Personen gegen die Firma Chemie Grünen- 
tbal GmbH, deren Gesellschafter, Geschäftsführer 
und Angestellte wegen eines von diesem Teil des 
Gesetzes erfaßten Schadensfalles erlöschen. Dies 
gilt auch, soweit etwa bestehende Ansprüche kraft 
Gesetzes, kraft Überleitung oder durch Rechtsge- 
schäft auf einen anderen übertragen worden sind. 
Bei Übertragung auf natürliche Personen und juri- 
stische Personen des privaten Rechts gilt zu deren 
Gunsten § 13 Abs. 5 Satz 1 hinsichtlich der Kapital- 
entschädigung nicht. 

(2) Ansprüche, die den in § 4 Abs. 1 Nr. 2 ge- 
nannten Vertrag zur Grundlage haben, sind gegen- 
standslos. 

§ 22 

Behandlung anhängiger Rechtsstreitigkeiten 

Werden anhängige Rechtsstreitigkeiten über nach 
§21 erloschene Ansprüche für erledigt erklärt, so 
trägt jede Partei ihre entstandenen außergericht- 
lichen Kosten; Gerichtskosten werden nicht erhoben. 


TEIL III 

Institutioneile Förderung 

§ 23 

Finanzielle Ausstattung 

Für Maßnahmen nach diesem Teil des Gesetzes 
sind zunächst 50 Millionen Deutsche Mark zuzüglich 
der hierauf entfallenden Erträgnisse zu verwenden. 
Darüber hinaus sind für diesen Teil des Gesetzes 
Zuwendungen von dritter Seite (§ 4 Abs. 2) zu ver- 
wenden, soweit nicht der Zuwendende etwas an- 
deres bestimmt. 

§ 24 

Förderungsmaßnahmen 

Zur Erreichung des in § 2 Nr. 2 bezeichneten 
Zweckes kann die Stiftung 

1. Einrichtungen, die zur ärztlichen Behandlung, zur 
pflegerischen, heilpädagogischen oder vorschu- 
lischen Betreuung, zur schulischen oder beruf- 
lichen Ausbildung, zur Eingliederung in das Ar- 
beitsleben oder zur Erholung Behinderter dienen, 
fördern-, 

2. Einzelvorhaben der wissenschaftlichen Forschung 
oder der Erprobung von neuzeitlichen Behand- 
lungsmethoden fördern; 

3. die Erforschung, Erprobung und Durchführung 
von Maßnahmen zur Verhütung und Früherken- 
nung von Behinderungen fördern. 

§ 25 

Vergabeplan 

Der Stiftungsrat stellt mit Zustimmung des Bun- 
desministers für Jugend, Familie und Gesundheit 
jeweils für ein Geschäftsjahr einen Plan über die 
vorgesehenen Förderungsmaßnahmen und die hier- 
für anzusetzenden Mittel auf. über die Ausführung 
des Planes beschließt der Stiftungsrat. 


TEIL IV 

Schlußvorschriften 
§ 26 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. 

§ 27 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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